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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 32.— 


(Nr. 2878.) Allerhoͤchſte Beſtaͤtigungsurkunde vom 9. Juli 1847., betreffend die Vermehrung 
des Stammkapitals der Duͤſſeldorf- Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft um 
372,200 Rthlr., nebſt dem dazu gehörigen Statutnachtrage. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden „Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

Nachdem die Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft nach Inhalt 
des Uns vorgelegten Protokolls der Generalverſammlung vom 27. Mai d. J. 
beſchloſſen hat, Behufs Verbeſſerung ihrer Bahn und deren Betriebsmittel ih 
Stammkapital von 1,027,800 Rthlr. um 372,200 Rthlr. durch Ausgabe . 
3722 Stuͤck neuer Stammaktien zu 100 Rthlr. zu erhoͤhen, wollen Wir in 
Gemäßheit des Geſetzes vom 17. Juni 1833., wegen Ausſtellung von Papie⸗ 
ren, welche eine Zahlungs verpflichtung an jeden Inhaber enthalten, zu dem 
erwaͤhnten Beſchluſſe Unſere Genehmigung ertheilen und den in oben bezeich⸗ 
netem Protokoll enthaltenen fuͤnften Nachtrag zu dem Statute der Düffeldorf- 
Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft hierdurch beftätigen. i 

Die gegenwartige Urkunde iſt nebſt dem Statutnachtrage durch die Ge— 
ſetzſammlung und durch das Amtsblatt der Regierung zu Duͤſſeldorf bekannt 
zu machen. 


Gegeben Sansſouci, den 9. Juli 1847. 4 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
von Duͤesberg. * 


Fuͤnfter Nachtrag 
zu dem Statut der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft. 
n 


Zur Exweiterung und Verbeſſerung des Unternehmens, Vergrößerung 
der Stationsanlagen, Vermehrung der Transportmittel ꝛc. werden 3722 neue 
Jahrgang 1847. (Nr. 2878.) 51 Stamm⸗ 


Aus gegeben zu Berlin den 20. Auguſt 1847. 
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Stammaktien der Duͤſſeldorf Elberfelder Eiſenbahn, jede im Betrage von 


5 


100 Rthlr. kreirt, ſo daß das geſammte Stammkapital auf die Summe von 
4,400,000 Rthlr. erhöht und durch 14,000 Aktien repräfentirt wird. 


2. 

Der Beſitz von je drei urſprunglichen Aktien berechtigt zum Empfang 
einer neuen Aktie zum Nominalwerth und der Beſitz von je weniger als drei 
Aktien zu Drittel⸗Interimsſcheinen, von denen je drei Anſpruch auf eine neue 
Aktie gewaͤhren. Die in einer von der Direktion zu beſtimmenden Friſt nicht 
abgenommenen, ſowie die uͤberſchießenden 296 Stuͤck Aktien ſollen im Intereſſe 
der Geſellſchaft beſtmoͤglichſt veraͤußert werden. 


§. 3. 

Die Einzahlung erfolgt im Jahre 1848. in Raten, welche von der Di— 
rektion näher beſtimmt werden; den Aktionairen bleibt jedoch freigeſtellt, gegen 
Zahlung des vollen Betrages die Aktien ſofort abzunehmen. Die Zahlungen 
werden bis am Schluſſe des Jahres 1848. mit 4 Prozent verzinſt. Vom 
1. Januar 1849. an, nehmen die neuen Aktien Theil an der Dividende. Den⸗ 
ſelben werden Dividendenkupons auf zwoͤlf Jahre beigefügt. 

Im Uebrigen treten die neuen Aktien in jeder Beziehung in die Kate⸗ 

75 und in die Rechte der urſpruͤnglich kreirten 10,278 Stuͤck Stamm⸗ 
tien. 


I. c 
Alle ſonſtigen Modalitaͤten fuͤr das bei Emiſſion der neuen Aktien zu 
beobachtende Verfahren bleiben der Direktion uͤberlaſſen. 


Das urfprüngliche Statut der Düffeldorf - Elberfelder Eiſenbahngeſell— 
ſchaft und deſſen fruͤhere Nachtraͤge, ſowie die betreffenden Allerhoͤchſten Ge- 
nehmigungs- und Beſtaͤtigungsurkunden, welche bisher nur in dem Amtsblatt 
der Regierung in Duͤſſeldorf veröffentlicht worden find, find hierunter nach- 
richtlich abgedruckt und lauten, wie folgt: 


(Zu Nr. 28782.) Allerhoͤchſte Beſtaͤtigungsurkunde vom 23. September 1837. für das Statut 
der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
wollen die Geſellſchaft, welche unter dem Namen: 
„Duͤſſeldorf⸗Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft“ 
nach dem anliegenden Notariatsakte vom 19. Juli d. J. zur Gruͤndung und 
Benutzung einer Eiſenbahn vom Rheine bei Duͤſſeldorf bis zum Schlachthauſe 
in Elberfeld ſich gebildet hat, nach der Beſtimmung des Artikels We 
Han⸗ 


N 


Handelsgeſetzbuchs der Rhein-Provinz als eine anonyme Geſellſchaft hiermit 
ee und das in jenem Notariatsakte enthaltene Statut hierdurch ge— 
nehmigen. 
Wir ertheilen jedoch dieſe Beſtaͤtigung und Genehmigung nur mit dem 
ausdruͤcklichen Vorbehalte: 
daß die vorgedachte Duͤſſeldorf- Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft allen 
Beſtimmungen und Bedingungen, welche in Betreff des Verhaͤltniſſes 
zum Staate und zum Publikum fuͤr die Eiſenbahnunternehmungen im 
Allgemeinen oder fuͤr das in Rede ſtehende Unternehmen insbeſondere 
ergehen werden, ebenſo nachzukommen verbunden bleibt, als wenn ſolche 
in der gegenwaͤrtigen Urkunde enthalten waͤren, indem Wir ferner noch 
beſonders befehlen: 
1) daß 


zu $. 1. 
zur Feſtſetzung der Bahnlinie und des Bauplans fuͤr die Bahn, ſowie 


zu FK. 21. 
zur Feſtſtellung der Verhaͤltniſſe der zur Wahrnehmung der Polizei auf 
der Bahn anzuſtellenden Beamten, ö 
die Genehmigung Unſeres Finanzminiſters erforderlich ſein ſoll, 
nd 


u 
2) daß die Transportbefoͤrderung auf der Bahn erſt nach vorgaͤngiger 
5 mit Unſerem General-Poſtmeiſter Statt finden darf. 
Zugleich wollen Wir im Anerkenntniſſe der Gemeinnuͤtzigkeit der Unter⸗ 
nehmung der vorgedachten Duͤſſeldorf⸗-Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft für die 
Ausfuͤhrung der Bahn in der feſtzuſetzenden Bahnlinie und der dazu gehoͤrigen 
Anlagen das Recht: 
die erforderlichen Grundſtuͤcke im Wege der unfreiwilligen Expropriation 
eigenthuͤmlich zu erwerben, oder voruͤbergehend zu benutzen, in eben dem 
Maaße und Umfange, wie ſolches fuͤr die oͤffentlichen Kunſtſtraßen ge⸗ 
etlich beſteht, i 
hiermit verleihen, mit der Beſtimmung: 
daß die Ausuͤbung dieſes Rechtes nur unter beſonderer Leitung Unſerer 
Regierung zu Duͤſſeldorf Statt finden ſoll. 

Wir befehlen ſchließlich, daß die gegenwartige Urkunde dem vorerwaͤhn⸗ 
ten Notariatsakte vom 19. Juli d. J. fuͤr immer beigeheftet bleiben und nebſt 
dem darin enthaltenen Statute durch das Amtsblatt Unſerer gedachten Regie⸗ 
rung bekannt gemacht werden ſoll, indem Wir im Uebrigen Uns vorbehalten, 
die gegenwaͤrtige Beſtaͤtigung und Genehmigung unbeſchadet der Rechte dritter 
Perſonen, zu widerrufen, falls das Statut oder Eine der vorſtehend beigefuͤg⸗ 
ten oder vorbehaltenen Beſtimmungen und Bedingungen nicht befolgt oder ver⸗ 
letzt wuͤrde. 

Gegeben zu Berlin, den 23. September 1837. 7 
L. 8 Friedrich Wilhelm. 


Graf von Alvensleben. 
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STEEL 
der Duͤſſeldorf⸗Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft. 


I. Von der Einrichtung, den Fonds und dem Domizil der 
Geſellſchaft. 


§. 1. 

Unter dem Namen Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft 
bildet ſich zur Gruͤndung und Benutzung einer Eiſenbahn vom Rheine bei 
Duͤſſeldorf bis zum Schlachthauſe in Elberfeld eine anonyme Geſellſchaft, 
welche ihr Domizil und den Sitz ihrer Verwaltung in Duͤſſeldorf waͤhlt. 


ER 
Das Geſellſchaftskapital wird Eine Million Sieben und zwanzig Tau: 
ſend Acht hundert Thaler Preußiſch Kurant betragen, und aus Zehn Tauſend 
zweihundert acht und ſiebenzig Aktien, jede zu Einhundert Thalern beſtehen. 


H. 3. 
Die Aktien werden nach Vorſchrift in No. II. der Grundbedingungen“) 
ausgeſtellt. 8 
Die 


) II. 1) Die Aktien, deren Anfertigung ſtempelfrei erfolgen kann, duͤrfen auf den 
Inhaber geſtellt werden. 

2) Die Ausgabe der Aktien darf vor Einzahlung des ganzen Nominalwerthes der— 
ſelben nicht erfolgen, und ebenſowenig die Ertheilung von Promeſſen, Interimsſcheinen und 
dergleichen, welche auf den Inhaber geſtellt ſind. Ueber Partialzahlungen duͤrfen blos ein— 
fache Quittungen auf den Namen lautend ertheilt werden. 

3) Der erſte Zeichner der Aktie iſt für die Einzahlung von vierzig Prozent des No— 
minalbetrages der Aktie unbedingt verhaftet, von dieſer Verpflichtung kann derſelbe weder 
durch Uebertragung ſeines Anrechts auf einen Dritten ſich befreien, noch Seitens der Geſell— 
ſchaft entbunden werden. 

4) Nach Einzahlung von vierzig Prozent ſteht der Geſellſchaft nach dem Beſchluſſe 
ihrer Vorſtaͤnde die Wahl zu, ob ſie, 

a) die erſten Zeichner, welche ihre Anrechte an andere abgetreten haben, ihrer Verhaf— 

tung entlaſſen und ſich blos an die Zeſſionarien halten, oder ob ſie f 

b) der Abtretung ungeachtet, die erſten Zeichner noch ferner in Anſpruch nehmen wollen. 

Der Re Beſchluß ift beim Ausſchreiben der nächften Partialzahlung bekannt 

zu machen. 

5) Wenn nach Einzahlung von vierzig Prozent die ferneren Partialzahlungen nicht 
eingehen, ſo iſt die Geſellſchaft befugt, entweder: 

a) den Zahlungspflichtigen dieſerhalb weiter in Anſpruch zu nehmen, oder aber 

b) denſelben feiner Verpflichtung gegen die Geſellſchaft zu entbinden, in welchem Falle 
er des bereits Gezahlten und aller Rechte wegen der bisherigen Zahlungen unbedingt 
verluſtig geht; von der Geltendmachung dieſer Befugniß iſt ihm ſofort Kenntniß zu 
geben. Bis zum Betrage, mit welchem die auf dieſe Weiſe ausſcheidenden Intereſſen— 
ten betheiligt waren, duͤrfen neue Aktienzeichnungen zugelaſſen werden; die neuen 

Aktienzeichner haben ſodann die bereits ausgeſchriebenen Prozente ſofort zu zahlen, 

ſtehen aber hiernaͤchſt den uͤbrigen Intereſſenten gleich. 
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Die Dokumente daruͤber werden unter fortlaufender Nummer von drei 
Mitgliedern der Direktion unterzeichnet, ausgefertigt und von ein em Stamm⸗ 
ende (Talon), welches bei der Verwaltung deponirt bleibt, abgeſchnitten. 


$. 4. 
Kein Aktionair iſt für mehr als den Nominalbetrag feiner Aktien ver- 
antwortlich, er kann nie zu einer Zubuße veranlaßt werden. 


$. 5. 

Fuͤnf Prozent des Betrages der Aktien, mit Anrechnung des bereits ein— 
gezahlten bis dahin unverzinslichen einen Prozents, werden ſogleich nach er— 
folgter Allerhöchfter Genehmigung des Statuts von den Unterzeichnern einge⸗ 
zahlt, der Reſt nach Beduͤrfniß der fortſchreitenden Ausfuͤhrung der Arbeiten 
in Zwiſchenraͤumen von wenigſtens zwei Monaten, auf einen zwei Monate 
vorher in die Preußiſche Staatszeitung, in die Augsburger Allgemeine Zeitung, 
eine Frankfurter, Coͤlner, Duͤſſeldorfer und Elberfelder Zeitung einzuruͤckenden 
Aufruf der Direktion und in Raten von hoͤchſtens zehn Prozent. 


$. 6. 
Die Theilzahlungen ($. 5.) werden vom Tage der Einzahlung mit fünf 
Prozent jaͤhrlich verzinſet und dieſe Zinſen jeden zweiten Januar nach Ver⸗ 
fuͤgung der Direktion, in Duͤſſeldorf und Elberfeld gezahlt. a 


§. 7. 

Den Aktien werden fuͤnfprozentige Zinskupons vorläufig auf zehn Jahre 
beigegeben. Im Falle des Verluſtes eines Aktiendokuments muß für die Zins⸗ 
Erhebung drei Jahre lang eine der Direktion genuͤgende Buͤrgſchaft geleiſtet 
werden. Nach dem dritten Jahre iſt die verlorene Aktie als verſchollen anzu— 
ſehen und wird ein neues Dokument ausgeliefert. 


§. 8. 

Die Austheilung der Gewinndividenden wird durch die Generalverſamm— 
lung der Aktionaire beſchloſſen. Vor Austheilung der Dividenden follen jaͤhr⸗ 
lich zwanzig Prozent des reinen Gewinnes zur Bildung eines nicht uͤber Hun⸗ 
dert Tauſend Thaler auszudehnenden Reſervefonds zuruͤckgelegt werden, um die 
Koſten fuͤr unvorhergeſehene Ausgaben, Verbeſſerungen an der Eiſenbahn u. ſ. w., 
zu beſtreiten. i 


II. Generalverſammlung und Stimmrecht in derſelben. 


g. 9. 


Eine Generalverſammlung der Aktionaire ſoll jaͤhrlich Statt finden, deren 
Ankuͤndigung von Seiten des Verwaltungsraths vier Wochen vorher durch die 
Preußiſche Etaarszeitung, Augsburger Allgemeine Zeitung, eine Frankfurter, 
Coͤlner, Elberfelder und Duͤſſeldorfer Zeitung erfolgt. 

(Nr. 2878.) H. 10, 


u u: 
H. 10. 
Stimmberechtigt in der Generalverſammlung iſt jeder Beſitzer von we⸗ 
nigſtens drei Aktien. Beſttzer bis zu vier und zwanzig Aktien haben ſo viel 
Stimmen, als oftmals ſie die zu Einer Stimme erforderlichen Aktien vollzaͤhlig 


beſitzen. Bei mehr als vier und zwanzig Aktien gewaͤhren volle zwoͤlf Aktien 
jedesmal eine Stimme mehr. 


8. 
Nur perſoͤnlich erſcheinende Aktionaire koͤnnen mittelſt Vollmacht abwe- 


ſende Aktionaire vertreten, jedoch ſoll kein Mitglied der Direktion andere Aktio⸗ 
naire vertreten. 


$. 12. 


In den zwei Tagen vor der Generalverſammlung muͤſſen die Aktionaire 
und Bevollmächtigten fi auf dem Buͤreau der Direktion legitimiren. Es 
werden denſelben Eintrittskarten zur Generalverſammlung ausgefertigt und 
darauf die Zahl der Stimmen, wozu der Inhaber als Eigenthuͤmer und Be— 
vollmaͤchtigter berechtigt iſt, vermerkt. 


g. 13. 
Jede Generalverſammlung wird durch den Praͤſidenten des Verwaltungs⸗ 


rathes eröffnet und erwaͤhlt demnaͤchſt ihren Vorſitzenden, einen Protokollfuͤhrer 
und fuͤr die vorkommenden Wahlgeſchaͤfte zwei Stimmſammler. 


§. 14. 


Die Generalverſammlung faßt mit Ausnahme der im Paragraph zwei 
und ua und vier und dreißig bezogenen Faͤlle durch abſolute Stimmenmehr⸗ 
heit ihre Beſchluͤſſe, welche für die Abweſenden bindend ſind, und thaͤtigt auf 
gleiche Weiſe jede Wahl. Bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet die des 
Praͤſidenten. 

III. Verwaltungs rath. 
$. 45. 

Die Generalverſammlung waͤhlt aus den ſtimmberechtigten Aktionairen 
einen Verwaltungsrath von Fuͤnfzehn Mitgliedern und ebenſo vielen Stellver⸗ 
tretern, von welchen Zehn in Duͤſſeldorf und ſeiner Umgegend und Fuͤnf in 
Elberfeld und ſeiner Umgegend wohnhaft ſein muͤſſen. 

Außerdem koͤnnen noch aus den Aktionairen vier Ehrenmitglieder ge⸗ 
waͤhlt werden, welche zu den vierteljährigen Verſammlungen einzuladen und 
dabei ſtimmberechtigt ſind. 

Die Wahl geſchieht durch Geheimſtimmung. Unter mehreren mit gleichen 
Stimmen gewaͤhlten entſcheidet das Loos. 

Der Verwaltungsrath erwaͤhlt jährlich «aus ‚feiner Mitte einen Praͤſiden⸗ 
ten, ſowie einen Stellvertreter fur denſelben, und verſammelt ſich auf deſſen 
acht Tage vorher zu erlaſſende Einladungen regelmaͤßig alle drei Monate, und 
außerdem, ſo oft es erforderlich iſt. Er faßt feine Beſchluͤſſe nach * 

mehr⸗ 


\ 
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mehrheit und bei Anweſenheit von wenigſtens acht Mitgliedern oder Stellver⸗ 
tretern, ohne Einrechnung der Ehrenmitglieder. Bei Stimmengleichheit ent⸗ 
ſcheidet die Stimme des Praͤſidenten. 

Die Stellvertreter werden nach der Anziennetät und bei gleicher Anzien⸗ 
netaͤt nach der bei der Wahl auf ſie . — Stimmenzahl zugezogen. 

Die Stellvertreter haben die Befugniß, Einſicht der Verhandlungen 
des Verwaltungsraths zu nehmen. 


$. 16. | 


Jaͤhrlich wird der Verwaltungsrath durch Wahl der Generalverfamm- 
lung um ein Drittheil erneuert. Die austretenden Mitglieder, welche das 
Dienſtalter oder bei gleichem Dienſtalter das Loos beſtimmt, find wieder wähl- 
bar, jedoch mit Ruͤckſicht auf die im Paragraph Fuͤnfzehn enthaltenen Beftim- 
mungen. Scheiden Mitglieder im Laufe des Jahres aus oder werden ſolche 
in die Direktion gewaͤhlt, ſo ergaͤnzt der Verwaltungsrath ſich durch eigene 
Wahl aus den Stellvertretern. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes werden nicht beſoldet, erhalten 
aber Erſatz für die durch ihre Funktionen herbeigefuͤhrten Auslagen. 


IV. Direktion. 


§. 17. 


Der Verwaltungsrath und die Stellvertreter waͤhlen emeinſchaftlich bei 
Anweſenheit von wenigſtens Fuͤnfzehn der vereinigten wirklichen Mitglieder und 
Stellvertreter, mit abſoluter Stimmenmehrheit einen Direktor, vier Direktorial⸗ 
raͤthe und vier ſtellvertretende Direktorialraͤthe aus den ſtimmberechtigten 
Aktionairen. 


F. 18. 


Alle zwei Jahre treten zwei Direktorialraͤthe und eben ſo viele ſtellver— 
tretende Direktorialraͤthe aus, und werden durch eine neue Wahl erſetzt. Die 
Ausſcheidenden, welche immer wieder waͤhlbar ſind, bezeichnet das Dienſtalter 
und bei gleichem Dienſtalter das Loos. 

Etwa noͤthig werdende Ergänzungen der Direktion in den Zwiſchenzeiten 
erfolgen in der naͤchſten ordentlichen Verſammlung des Verwaltungsrathes 
(Paragraph Fuͤnfzehn). 5 

Die Entſchaͤdigung und Dauer der Anſtellung des Direktors wird bis 
zu der in der nächfifolgenden Generalverſammlung zu ertheilenden Beſtaͤtigung 
von dem Verwaltungsrathe beſtimmt. Die Generalverſammlung ertheilt ihre 
Beftätigung auf beſtimmte Zeit. 

Die Direktorialraͤthe erhalten außer dem Erſatz fuͤr Reiſekoſten oder 
andere durch ihre Funktionen veranlaßten Auslagen eine Entſchaͤdigung fuͤr 
ihre Muͤhewaltung. 

Dieſe Entſchaͤdigung ſoll in einer Tantieme am Reingewinne beſtehen, 
und kann im Ganzen bis auf vier Prozent deſſelben feſtgeſetzt werden. N 

(Nr. 2878.) Die 
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Die Feſtſetzung erfolgt auf den Antrag des Verwaltungsrathes von der 
Generalverſammlung. 

Der erſtere ſetzt die Norm feſt, nach welcher die Vertheilung unter die 
Direktorialraͤthe Statt finden foll, unter Beruͤckſichtigung der ſpeziellen Funk⸗ 
tionen und der beſondern Muͤhewaltung der einzelnen Mitglieder. So lange 
die Benutzung der Eiſenbahn, mithin die Erzielung eines reinen Gewinnes 
nicht eingetreten iſt, und in dem möglichen Falle, daß dieſes auch fpater vor⸗ 
kommen moͤchte, kann der Verwaltungsrath eine Entſchaͤdigung fuͤr die Direk⸗ 
torialraͤthe bis zum Geſammtbetrage von Fuͤnfzehnhundert -halern jaͤhrlich 
gewähren, bei deren Vertheilung unter die Mitglieder die obige Beſtimmung 
zu befolgen bleibt. 


H. 19. 


Die Direktion leitet die Geſchaͤfte der Geſellſchaft nach beſter Einſicht 
und vollzieht, unter Beobachtung des Statuts, alle Verhandlungen, welche ihr 
zur Erreichung des Geſellſchaftszweckes dienlich und erforderlich ſcheinen. 

$. 20. 

Insbeſondere iſt die Direktion mit der Einnahme, Ausgabe und ord⸗ 
nungsmäßigen Berechnung der Geſellſchaftsgelder beauftragt und hat fuͤr die 
angemeſſene Rentbarmachung der Kaſſenbeſtaͤnde zu ſorgen. Sie wird zu dem 
Ende zwei Kaſſirer, einen in Duͤſſeldorf und einen in Elberfeld, beſtellen und 
an beiden Orten ſich mit einem Banquier in Verbindung ſetzen. Die Ernennung 
und Inſtruktion dieſer Kaffirer, ihre Entſchaͤdigung und Kautionen und die 
Wahl der Bangquiers, welche Letztere jedesmal nur für ein Jahr gilt, bedarf 
der Zuſtimmung des Verwaltungsrathes. 


$. 21. 


Dritten Perſonen gegenüber vertritt die Direktion die Geſellſchaft, 
namentlich auch bei allen Verbandii ge mit Staats- und Gemeindebehör- 
den und bei Abſchließung von Verträgen, die Erwerbung und Veräußerung 
von Mobiliar- und Immobiliargegenſtaͤnden betreffend. Jedoch bedürfen alle 
derartigen Vertraͤge der Genehmigung des Verwaltungsrathes, wenn der Ge⸗ 
enſtand einen Werth von Tauſend Thalern uͤberſteigt. Die Lieferung von 
egenſtaͤnden oder die Leiſtung von Arbeiten fuͤr die Geſellſchaft werden in der 
Regel öffentlich verdungen und der Zuſchlag bei einem Betrage von weniger 
als Tauſend Thalern von der Direktion ertheilt, die Uebertragung von Arbeiten 
und Lieferungen aus freier Hand bedarf, wenn eine ſolche den Werth von 
Fuͤnfhundert Thalern uͤberſteigt, der Zuſtimmung des Verwaltungsrathes. Für 
die Dauer des Ausbaues der Bahn beſtellt und entlaͤßt die Direktion die Be— 
amten und Angeſtellten der Geſellſchaft und firirt deren Beſoldung unter Vor⸗ 
behalt der Genehmigung des Verwaltungsrathes. Spaͤter kann dieſes nur 
nach einem der Generalverſammlung zur Beſtaͤtigung vorzulegenden Regulativ 
erfolgen, worin dem Verwaltungsrath jedenfalls das Recht vorbehalten kleiben 
muß, alle beſoldete Beamten einſchließlich des Direktors bei erheblichen Grün- 
den jederzeit zu entlaſſen. “ 
§. N. 
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F. 22. 

Die Direktion entwirft den Tarif des Bahngeldes von den auf der 
Eiſenbahn zirkulirenden Perſonen- und Waarentransporten, legt ſolchen dem 
Verwaltungsrathe zur Prüfung und der Generalverſammlung zur Annahme 
vor und ſucht demnaͤchſt die Genehmigung der Staatsbehoͤrde nach, wenn ſolche 
nach Ablauf von drei Jahren (Nr. XIV. der Grundbedingungen) erforderlich 
wird. Abaͤnderungen dieſes Tarifs werden in gleicher Art bewirkt. 


$. 23. 


Die Frachttarife fuͤr Perſonen- und Waarentransporte fuͤr Rechnung 
der Geſellſchaft werden in naͤmlicher Art von der Direktion in Antrag gebracht, 
von dem Verwaltungsrath gepruͤft und von der Generalverſammlung ge— 
nehmigt. 

§. 24. 

Die Direktion verſammelt ſich auf die Einladung des Direktors und un— 
ter dem Vorſitze des aͤlteſten Direktorialrathes, ſo oft der Direktor es erfor- 
derlich findet, oder ein desfallſiger Antrag von wenigſtens zwei Direktorialraͤthen 
an ihn geſtellt wird. Um einen guͤltigen Beſchluß zu faſſen, iſt die Anweſen⸗ 
heit von wenigſtens drei Direktorialraͤthen erforderlich. Die Beſchluͤſſe werden 
nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden. 

Der Direktor kann in allen wichtigen Faͤllen ſelbſt nach genommenem 
Beſchluſſe die Sache vor den Verwaltungsrath bringen. 


§. 25. 


Alle Ausfertigungen der Direktion werden von dem Direktor und einem 
Direktorialrathe nach einer feſten Reihefolge unterzeichnet. 


a $. 26. 

In Krankheits- und Verhinderungsfaͤllen wird der Direktor durch einen 
von dem Verwaltungsrath im Voraus zu beſtimmenden Direktorialrath ver: 
treten. 4 

$. N. a 
Der Verwaltungsrath wacht uͤber die Handhabung des Statuts, ſetzt 


den jaͤhrlichen Etat feſt, aus dem auch das Beamtenperſonal und deſſen Bes 


fotbung hervorgehen muß, und führt die Kontrolle über die Geſchaͤftsfuͤhrung 
und uͤber das Rechnungs- und Kaſſenweſen der Direktion. 
Auch kann er die Berufung außerordentlicher Generalverſammlungen be— 
ſchließen. ’ 

$. 28. 

Er nimmt den Generalbericht des Direktors über die Lage des Geſchaͤfts 
ab, pruͤft die nach Ablauf jeden Jahres abzuſchließende Bilanz und legt ſie 
der Generalverſammlung zur Bewirkung der Decharge vor. 

Jahrgang 1847. (Nr. 2878.) 52 §. 29. 


$ 29. 


Die Direktion iſt verbunden, dem Dertwalkungssatße in den jedesmaligen 
Sitzungen alle die Lage des Gefchäfts betreffenden Aufſchluͤſſe zu ertheilen, und 
dieſer faßt dann, ſowohl auf die Anträge der Direktion, als von Muts wegen, 
die zur Sache erforderlichen Beſchluͤſſe. 


V. Wirkſamkeit der Generalverſammlungen. 


H. 30. 


Nachdem die Genehmigung des Statuts und die Baukonzeſſion der An⸗ 
lage auf die Antraͤge der Generalverſammlung erfolgt iſt, wird folches durch 
den Verwaltungsrath den ſaͤmmtlichen Aktionairen bekannt gemacht, und mit 
der Bildung der Direktion und zum Beginn der Arbeiten vorgeſchritten. 


$. 31. 


Die Generalverſammlung nimmt den Jahresbericht der Direktion uͤber 
die Lage und den Gang des Geſchaͤfts entgegen, ſie nimmt Einſicht von der 
durch den Verwaltungsrath gepruͤften und von dem Praͤſidenten vorzulegenden 
Bilanz, ernennt eine Kommiſſion aus ihrer Mitte, um dieſelbe zu unterſuchen 
und noͤthigenfalls zu dechargiren, und ſtimmt ferner über die von der Direktion, 
von dem Verwaltungsrath oder einzelnen Stimmberechtigten vorliegenden 
Antraͤge. 

Die Anträge der Direktion muͤſſen dem Verwaltungsrathe vor der Ge- 
neralverſammlung vorgelegt und von demſelben gepruͤft werden. 


§. 32. 
Außer den in den Paragraphen 8. 15. 16. 18. 21. 22. 23. 30. und 31. 


der Generalverſammlung zu ewieſenen Funktionen befchließt fie vorbehaltlich der 
Genehmigung der Staats de de, 


a) über die Vermehrung des Geſellſchaftskapitals durch Ausgabe neuer 
Aktien oder durch Anleihen, 

b) uͤber die Anlage von Zweigbahnen, 

c) über abaͤndernde Beſtimmungen des Statuts, welche jedoch nur 
nach vorheriger Bekanntmachung durch die im Paragraph Neun bezeich— 
neten oͤffentlichen Blaͤtter, auf den Antrag des Verwaltungsraths und 
mit Zuſtimmung der Inhaber von wenigſtens drei Viertel ſaͤmmtlicher 
Aktien beſchloſſen werden koͤnnen. Sind in der desfalls berufenen Ver- 
ſammlung dieſe drei Viertel der Aktien nicht vertreten, ſo wird eine 
zweite auf gleiche Weiſe, jedoch zwei Monate vorher und unter Andro— 
hung des Präjudizes einberufen, daß eine einfache Stimmenmehrheit 
uͤber dieſe Abaͤnderung entſcheidet. Durch dieſe der Generalverſammlung 
ertheilten Befugniſſe kann jedoch an den Beſtimmungen des Paragraphen 
Vier nichts geaͤndert werden. 


VI. Schieds⸗ 


7 


= m 
VI. Schiedsrichterliche Entſcheidung der Streitigkeiten. 
H. 33. 

Alle Streitigkeiten zwiſchen den Aktionairen in Sachen der Geſellſchaft 
ſollen auf ſchiedsrichterlichem Wege nach den Beſtimmungen des Artikels Ein 
und funfzig und ſo weiter des Handelsgeſetzbuches und den bezuͤglichen Artikeln 
Tauſend drei und fo weiter der Civil⸗Prozeßordnung geſchlichtet werden, jedoch 
mit Begebung aller Oppoſitionen, Berufungen und Kaſſationsgeſuche. 


VII. Aufloͤſung der Geſellſchaft. 
$. 34, 

Die Auflöfung der Geſellſchaft kann nur in einer für dieſen Zweck be⸗ 
ſonders berufenen Generalverſammlung in der durch den Paragraphen Zwei 
und dreißig im Falle der Abaͤnderung des Statuts feſtgeſetzten Weiſe beſchloſſen 
werden; Bierber gewährt jede Aktie eine Stimme. Vor der Ausführung des 
diesfaͤlligen Beſchluſſes und der Vertheilung der Maſſe follen etwa vorhandene 
Glaͤubiger aufgefordert werden, in einer Friſt von drei Monaten ihre Anſpruͤche 
anzumelden; zur Deckung der angemeldeten Forderungen iſt ſodann, ſoweit ſie 
nicht gleich erledigt werden, ein zureichender Theil der Maſſe von der Verthei- 
lung auszuſchließen. h 

Die Beſtimmungen des Zivilgeſetzbuches tiber die Aufloͤſung der Geſell— 
ſchaften durch den Tod eines ihrer Mitglieder finden auf die gegenwärtige Ge: 
ſellſchaft keine Anwendung. 


VIII. Allgemeine Bemerkung. 
§. 35. 

Indem ſich die Geſellſchaft den an der Spitze dieſes Statuts aufgeſtell⸗ 
ten Grundbedingungen und den im beſonderen Statute nach hoͤherer Vorſchrift 
aufgenommenen Beſtimmungen unterwirft, verzichtet ſie jedoch nicht auf etwaige 
FH Modifikationen derſelben zu Gunſten der Cifenbahn = Unternehmmmgen 

erhaupt. 


(Zu Nr. 2878b.) Allerhoͤchſte Beſtaͤtigungsurkunde vom 22. September 1840. fuͤr den Nach⸗ 
trag zu dem Statute der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft we⸗ 
gen Verausgabung von 6000 Stuͤck Prioritaͤtsaktien. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

wollen, nachdem von der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft in der 
Generalverſammlung vom 23. Juni d. J. eine Vermehrung des urſprunglich 
feſtgeſetzten Aktienkapitals von 1,027,800 Rthlr. um 600,000 Rthlr. für no⸗ 
thig erachtet worden iſt, dem von der ebengedachten Generalverſammlung an⸗ 
genommenen, hier angeſchloſſenen Nachtrage zu dem unterm 23. September 
1837. konfirmirten Statute hierdurch, vorbehaltlich der Rechte jedes Dritten, 
Unſere Beſtaͤtigung mit der Maaßgabe ertheilen, ir den danach nun aus: 

(Nr. 2878.) 92” zu⸗ 
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zugebenden 6000 Aktien zundchft nur 5000 Stück zum Belaufe von 500,000 
Rthlr., die uͤbrigen 1000 Stuͤck zum Betrage von 100,000 Rthlr. aber erſt 
nach einem vorab in Gemaͤßheit des $. 32 Litt. c. des Statuts einzuholenden 
zuſtimmenden Beſchluſſe der anderweitig einzuberufenden Generalverſammlung 
ausgefertigt und ausgegeben werden duͤrfen. Sugleich wollen Wir den in der 
Generalverſammlung vom 23. Juni d. J. vereinbarten anliegenden Zuſatz zu 
§. 11. des obengedachten Statutes hiermit genehmigen. 

Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt nebſt den Nachtraͤgen durch das Amtsblatt 
Unſerer Regierung zu Duͤſſeldorf bekannt zu machen. 

Gegeben zu Potsdam, den 22. September 1840. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Gr. v. Alvensleben. 


Nachtrag 


zu dem Statute der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft, 
in Betreff der Verausgabung von Sechs Tauſend Stuck 
Prioritaͤtsaktien. 


Em 
Das Geſellſchaftskapital von 1,027,500 Rthlr. foll durch Ausgabe von 
6000 Stuͤck Prioritätsaftien, jede zu 100 Rthlr., unter den Bedingungen der 
nachfolgenden Paragraphen, noch um 600,000 Rthlr. vermehrt werden. 
H. 2. 
N Die Prioritaͤtsaktien werden in fortlaufenden Nummern von 1 bis 6000 
egen Einzahlung ihres vollen Nennwerthes, in den von der Direktion inner: 
bald des Zeitraums bis zum 1. Mai 1841. zu beſtimmenden Terminen nach 
dem unter A. mitgetheilten Schema, auf farbigem Papier ausgegeben, und 
»/ erbalten Zinskupons nach dem beigefuͤgten Muſter B. zu je 4 und 4 Jahren. 
Auf der Ruͤckſeite der Aktien wird der gegenwärtige Nachtrag des Statuts 
7 abgedruckt. 998 


Die Prioritaͤtsaktien werden mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich verzinſt und die 
Zinſen in halbjaͤhrigen Terminen am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres 
bei den Banquiers der Geſellſchaftskaſſen und einem von der Direktion zu be⸗ 
ſtimmenden Berliner Bankhauſe gezahlt. An den Dividenden nehmen dieſe 
Prioritaͤtsaktien keinen Antheil. Dagegen erhalten ſie fuͤr die ihnen zugeſicherten 
5 Prozent Zinſen das Vorrecht vor allen uͤbrigen bereits vorhandenen Aktien, 
dergeſtalt, daß die Zinſen der erſtern bei der jaͤhrlichen Einnahme vor den 
Zinſen und den Dividenden der aͤltern Aktien in Abzug gebracht werden. Auch 
den Kapitalien der Prioritaͤtsaktien ſteht daſſelbe Vorzugsrecht vor den Kapi⸗ 
talien der aͤltern Aktien zu. 

§. 4. 


— 311 — 
$ 4. 


Die Prioritaͤtsaktien unterliegen der Amortiſation, und es wird für 
dieſe alljährlich 13 Prozent des ‚emiftirten Kapitals unter Zuſchlag der durch 
die eingelöften Aktien erſparten Zinſen und etwaigen Zinszinſen aus dem Er— 
trage des Eiſenbahnunternehmens verwendet. 

Die Zuruͤckzahlung der zu amortifirenden Aktien erfolgt am erſten Juli 
jeden Jahres, zuerſt im Jahre 1846. Es bleibt jedoch der Generalverſamm— 
lung der Eiſenbahngeſellſchaft vorbehalten, den Amortiſationsfonds zu ver⸗ 
ftärfen und fo die Tilgung der Prioritaͤtsaktien zu beſchleunigen. Auch ſteht 
der Eiſenbahngeſellſchaft das Recht zu, außerhalb des Amortiſationsverfahrens, 
ſaͤmmtliche Aktien der gegenwaͤrtigen Emittirung durch die öffentlichen Blätter 
6 Monate vorher zu kuͤndigen und durch Zahlung des Nennwerthes einzuloͤſen. 

Ueber die Amortiſation muß dem fuͤr das Eiſenbahnunternehmen beſtellten 
Königlichen Kommiſſarius alljährlich ein Nachweis vorgelegt werden. 


$. 5. 


Obgleich die Inhaber der Prioritaͤtsaktien, als ſolche, Mitglieder der 
Eiſenbahngeſellſchaft ſind, und ihnen kein Kuͤndigungsrecht zuſteht, ſo ſollen 
ſie doch in folgenden Faͤllen den Nennwerth dieſer Aktien unter Ausſcheidung 
aus der Geſellſchaft von derſelben zuruͤckzufordern berechtigt ſein: 

a) wenn ein Zinszahlungstermin länger als drei Monate unberichtigt bleibt; 
b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn mit Dampfwagen länger 
als 6 Monate ganz aufhoͤrt. 
Es verſteht ſich von ſelbſt, daß eine Verſetzung in Verzug in geſetzlicher Form 
vorhergehen muß, ehe von dem, im gegenwaͤrtigen Paragraph zugeſtandenen 
Rechte Gebrauch gemacht werden kann. 


H. 6. 
Die Nummern der nach der Beſtimmung des F. 4. zu amortiſirenden 
Aktien werden jaͤhrlich durch das Loos beſtimmt, und wenigſtens 3 Monate vor 
dem Zahlungstage oͤffentlich bekannt gemacht. 


N 
Die Verlooſung geſchieht durch die Direktion der Geſellſchaft in Gegen⸗ 
wart eines Notars, in einem 14 Tage vorher zur Öffentlichen Kenntniß zu 
bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der gegenwaͤrtigen Aktien der 
Zutritt geſtattet iſt. 
S8 


Die Auszahlung der ausgelooſten Aktien erfolgt an dem dazu beſtimmten 
Tage durch die von der Direktion bekannt zu machenden Kaſſen nach dem 
Nominalwerthe an die Vorzeiger der Aktien, gegen Auslieferung derſelben. 
Mit dieſem Tage hört die Verzinſung der ausgelooſten Aktien auf. Mit letz⸗ 
tern ſind zugleich die ausgereichten, noch nicht faͤlligen Zinskupons einzuliefern. 
Geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von dem 
Kapitale abgekuͤrzt und zur Einloͤſung der Kupons verwendet. 
CK. 2878.) Die 
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Die im Wege der Amortiſation eingelöfeten Aktien ſollen in Gegenwart 
eines Notars verbrannt, und, daß dies geſchehen, durch die oͤffentlichen Blaͤtter 
bekannt gemacht werden. | 

Die Aktien aber, welche in Folge der Rückforderung oder Kündigung 
außerhalb der Amortiſation eingelöft werden, kann die Geſellſchaft ſogleich 
wieder verausgaben. ss 


Die in den H. 4. 6. 7. 8. vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachun⸗ 
gen erfolgen durch das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Duͤſſeldorf, 
die Staatszeitung, die Frankfurter Ober⸗Poſtamts⸗Zeitung, fo wie durch die 
in Cöln, Duͤſſeldorf und Elberfeld erſcheinenden Zeitungen. 


$. 10. 
Die Inhaber der Prioritaͤtsaktien find zwar berechtigt, an den General⸗ 
Verſammlungen Theil zu nehmen, ſind aber weder ſtimm- noch wahlfaͤhig. 
$. 11. 


Alle durch den gegenwaͤrtigen Nachtrag nicht geaͤnderten Beſtimmungen 
des Geſellſchaftsſtatuts vom 23. September 1837. finden auch auf die gegen⸗ 
waͤrtig zu emittirenden Prioritaͤtsaktien Anwendung. 


A. 
Prioritäts - Aktie 
der 
Düſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn-Geſellſchaft. 


MW. 


über 
Einhundert Thaler Preußiſch Kurant 
à 5 Prozent jaͤhrliche Zinſen. 


Inhaber dieſes hat auf Hoͤhe von Einhundert Thalern Preußiſch Ku⸗ 
rant Antheil an dem in Gemaͤßheit Allerhoͤchſter Genehmigung und nach den 
Beſtimmungen des umſtehenden Statuten-Nachtrages emittirten Kapital von 
Sechsmalhundert Tauſend Thalern Prioritaͤts-Aktien der Duͤſſeldorf-Elberfelder 
Eiſenbahn-Geſellſchaft. 

Duͤſſeldorf, den ten 184 

(I. S.) Die Direktion 
der Düſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn-Geſellſchaft. 
(Unterſchriften.) 


Schema. 


Schema. 
—̃ — 


B. 
Prioritäts- Aktie 30 Serie M 1. Zins kupon M 1. 
aber dieſes Kupons erhaͤlt gegen deſſen Ruͤckgabe am 
184 = der Kaffe 1 tra Eiſenbahn⸗Geſellſchaft 
Thaler Silbergroſchen Preußiſch Kurant ausgezahlt. 
Duͤſſeldorf, den ten 184 
cr 2 Die Direktion 
der Düffeldorf- Elberfelder Eiſenbahn-Geſellſchaft. 
(Unterſchriften.) 


3 u f a 6 
zu F. 11. des Statuts der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn⸗ 
f Geſellſchaft. 
Kein Aktionair ſoll als Bevollmaͤchtigter über vierzig Stimmen anneh⸗ 
men, keiner als Eigenthuͤmer über ſechszig Stimmen berechnen, folglich kein 
Aktionair im Ganzen uͤber hundert Stimmen vertreten duͤrfen. 


(Zu Nr. 28786.) Allerhoͤchſte Beſtaͤtigungsurkunde vom 28. April 1842. des fernern Nach⸗ 
trags zum Statute der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft wegen 
Erhöhung des Aktienkapitals um 400,000 Kthlr. und Verausgabung neuer 
Prioritaͤtsaktien. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
Nachdem die Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalber- 
ſammlung vom 5. März d. J. eine Erhoͤhung des nach dem unterm 22. Sep⸗ 
tember 1840. beſtaͤtigten Nachtrage zu dem unterm 23. September 1837. kon⸗ 
firmirten Statute emittirten Prioritäts= Aftien- Kapitals von 600,000 Rthlr. 
um 400,000 Rthlr. beſchloſſen und den Verwaltungsrath ermaͤchtigt hat, jenes 
Kapital zu kundigen und im Ganzen ein Prioritaͤts⸗Aktien⸗Napital von 
4,000,000 Rthlr. zu negoziren, wollen Wir dem, von dem Letzteren vorge⸗ 
legten, hier angeſchloſſenen ferneren Nachtrage hierdurch, vorbehaltlich der Rechte 
ledes Dritten und mit der Maaßgabe Unſere Beſtaͤtigung ertheilen, daß aus 
dem danach zu beſchaffenden Geſammtkapitale von 1,000,000 Rthlr. die fruͤher 
emittirten 600,000 Rthlr. Prioritaͤtsaktien vollſtaͤndig getilgt werden muͤſſen, 
und nur der Ueberreſt zu den Zwecken der Geſellſchaft verwendet werden darf. 
Zugleich befehlen Wir, daß dieſe Beſtaͤtigung nebſt dem Nachtrage durch das 
Amtsblatt Unſerer Regierung zu Duͤſſeldorf zur oͤffentlichen Kenntniß ge: 
bracht werde. a 
Gegeben zu Potsdam, den 28. April 1842. 


Friedrich Wilhelm. 


(Nr. 2878.) Fer⸗ 
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Fernerer Nachtrag 
zu dem Statut der Duͤſſeldorf Elberfelder Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, 
in Betreff der Erhöhung des Aktien-Kapitals um 400,000 Rthlr. 
und Verausgabung neuer Prioritaͤts-Aktien. 


Zur gaͤnzlichen Vollendung der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn in 
allen ihren Theilen und vorzuͤglich zur Beſchaffung der, nach Maaßgabe der 
eingetretenen Frequenz derſelben noch erforderlichen Betriebsmittel, ſo wie zur 
Bildung eines Reſerve-Fonds fehlt noch die Summe von 400,000 Rthlr. 
und durch Beſchluß der General-Verſammlung der Aktionaͤre vom öten März 
d. J. iſt der Verwaltungsrath ermaͤchtigt worden, dieſes Kapital in der beſt— 
moͤglichen Weiſe und zu den billigiten Bedingungen zu beſchaffen, ſei es durch 
ein Darlehn oder durch Emittirung neuer Prioritaͤtsaktien, mit der even⸗ 
tuellen Befugniß, das frühere Prioritaͤtsaktien⸗Kapital von 600,000 Rthlr. zu 
kuͤndigen und mithin in dieſem Falle das geſammte Prioritaͤtsaktien-Kapital 
bis zur Summe von 1,000,000 Rthlr. zu negoziren. 

Der Verwaltungsrath hat demnach in > Sitzung vom 9. d. Mts. 
beſchloſſen, von Negozirung eines Anlehns Abſtand zu nehmen, dagegen zu 
dem Primitivaktien-Kapital von 1,027,800 Rthlr. ein Prioritaͤtsaktien-Kapital 
von 1,000,000 Rthlr. in einzelnen auf den Inhaber lautenden Aktienſcheinen 
unter den nachſtehenden Bedingungen zu emittiren: 


Gr; 
Die Summe von 1,000,000 Rthlr. ſoll in 10,000 Stuͤck Aktienſcheinen 
im Nominalbetrage von 100 Rthlr. in fortlaufenden Nummern von 1 bis 
10,000 und zu 4 pCt. jährlichen Zinſen, zahlbar halbjaͤhrig, den 2. Januar 
und 1. Juli, bei den hierzu beſtellten Banquiers der Geſellſchaft in Duͤſſeldorf, 
Elberfeld und Berlin, auf Submiſſion begeben werden. 


2. 

Die Submiſſion kann den ganzen vorbenannten Betrag oder auch nur 
einzelne Raten deſſelben, jedoch nicht unter 100,000 Rthlr. befaſſen. 

Die auf die ganze Summe gerichtete Submiſſion ſoll den Vorzug vor 
den Submiſſionen auf einzelne Raten erhalten, wenn ſie gleiche oder höhere 
ein als die Submiſſionen auf einzelne Raten zuſammen genommen, 
gewaͤhrt. 


$. 3. 


Die Einſendung oder Uebergabe der Submiſſionsantraͤge muß unter der 


Aufſchrift: 
„Submiſſion auf Prioritaͤts-Aktien“ 
verſiegelt an die Direktion der Geſellſchaft gerichtet werden und ſpaͤteſtens bis 
zum 7. Mai d. J. Vormittags zehn Uhr, im Fall die Einſendung durch die 
Poſt geſchieht, bei der Direktion eingetroffen, ſonſt bis zu jener Stunde auf 
deren Sekretariate uͤbergeben fein, wo alle eintreffenden oder uͤbergebenen Sub- 
miſ⸗ 
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miſſionsanträge mit einer Nummer nach der Reihenfolge ihrer Ankunft bezeich⸗ 
net, unter dieſer Nummer in ein dazu beſtimmtes Regiſter eingetragen werden 
und der Einreichende auf Verlangen hieruͤber eine Beſcheinigung empfaͤngt. 
In der zu gedachter Stunde eröffneten Sitzung des Verwaltungsraths und 
der Direktion in dem gewöhnlichen Dienſtlokale der Letzteren, entſiegelt der 
Vorſitzende des Verwaltungsraths die eingegangenen Antraͤge und verlieſt den 
Inhalt nach der Reihenfolge der Nummern. 


$. 4. 

Der Zuſchlag erfolgt in dem vorbenannten Termine gleich bei einer 
Submiſſion zum Nominalwerthe (al pari) oder hoͤher. Sollten jedoch die 
vortheilhafteſten der eingegangenen Submiſſionen unter Pari bleiben, fo berath⸗ 
ſchlagt und entſcheidet vor dem Schluſſe der Sitzung der Verwaltungsrath 

ber ob die betreffenden Anträge angenommen oder abgelehnt wer— 
en ſollen. 

Nur ſolche Anerbietungen können indeß Beruͤckſichtigung finden, die von 
dem Verwaltungsrath als zuverläffig anerkannt werden oder für deren Zuver⸗ 
laͤſſigkeit im andern Falle ſofort im Termine eine genuͤgende Buͤrgſchaft gelei- 
ſtet wird. 

$. 5. 

Wenn den eingegangenen Submiſſionen auf einzelne Raten der Vorzug 
gegen die Submiſſionen auf den ganzen Betrag ertheilt werden muß, ſo ſollen 
in dem Falle, wenn dieſe Anerbietungen mehr als 1,000,000 Rthlr. betragen, 
die guͤnſtigeren Erbietungen die minder guͤnſtigen ausſchließen und gleich gun— 
ſtige eine ratirliche Reduction auf die Bedarfsſumme erleiden. 


$. 6. 

Nach geſchehenem Zuſchlage . die Kündigung der bisherigen Prio— 
ritätsaktien im Betrage von 600,000 Rthlr. unter den fir dieſe Kuͤndigung 
ſtatutenmaͤßig beſtehenden Bedingungen und mit der beſonderen Eroͤffnung, daß 
mit dem Ablaufe der Kuͤndigungsfriſt die Verzinſung der gekuͤndigten Aktien 
aufhört, jeder Inhaber jener Prioritaͤtsaktien aber berechtigt fein ſoll, in Folge 
einer 14 Tage vorher bei der Direktion gemachten Anzeige am 1. Juli d. J. 
bei den Bankhaͤuſern von der Heydt⸗Kerſten und Soͤhne in Elberfeld und Wil⸗ 
helm Cleff in Duͤſſeldorf gegen Verguͤtung eines Prozents deren Werth baar 
zu empfangen. 


3 

Die Einzahlung des neuen Prioritaͤtsaktien-Kapitals geſchieht auf An⸗ 

. der Direktion bei den Bankhaͤuſern der Geſellſchaft in vier Terminen, 
namli 

a) mit zehn Prozent oder mit 100,000 Rthlr. binnen 14 Tagen nach dem 

Zuſchlage gegen einfache Quittung und fo, daß die Aktien fuͤr dieſe 

Summe erſt bei Einzahlung des letzten Termins mit Erftattung der Zin— 

ſen zu vier Prozent ausgehändigt werden; 

Jahrgang 1847. (Nr. 2878.) 53 b) mit 


+ 
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b) mit vierzig Prozent oder mit 400,000 Rthlr am 1. Juli d. J.; 
c) mit fünf und zwanzig Prozent oder mit 250,000 Rthlr. am 15. Auguſt d. J.; 
d) mit fuͤnf und zwanzig Prozent oder mit 250,000 Rthlr. am 1. Oktober d. J. 
Bei jeder dieſer drei letztgedachten Terminzahlungen werden die betreffen⸗ 
den Aktiendokumente nach dem hier unter A. mitgetheilten Schema auf farbi- 
we gem Papier mit Zinskupons nach dem beigefügten Muſter B. von je vier zu 
„ Jahren dem Einzahlenden ausgehaͤndigt. 


$. 8. 


Bei der zweiten und letzten Terminzahlung den 1. Juli und t. Oktober 
d. J. iſt den Inhabern der aͤltern gekuͤndigten Prioritaͤtsaktien geſtattet, dieſel— 
ben, nachdem ſie durch die Direktion umgeſtempelt und ſo in neue Prioritaͤtsaktien 
verwandelt worden, in Zahlung zu geben. Erfolgt dieſer Austauſch im erſten 
Termine am 1. Juli d. J., ſo wird ein Prozent der ausgetauſchten Aktie als 
Prämie vergütet; erfolgt fie im letzten Termine den 1. Oktober d. J., fo be⸗ 
traͤgt die Verguͤtung ein halbes Prozent. 


N. 7 


Das emittirte Prioritätsaktien - Kapital foll in den erſten zehn Jahren 
nicht gekuͤndigt und amortiſirt werden. Nach Ablauf von zehn Jahren hat 
die Geſellſchaft das Recht der Kuͤndigung mit einer Friſt von ſechs Monaten; 
und ſo lange das Kapital nicht gekuͤndigt wird, die Verpflichtung, jedes Jahr 
mindeſtens die Summe von 10,000 Rthlr. des Kapitals mittelſt Verlooſung 
der Aktiennummern zu amortiſiren. Dieſe Verlooſung erfolgt wenigſtens drei 
Monate vor dem bekannt gemachten Zahlungstage, in Gegenwart eines inſtru— 
mentirenden Notars und der Direktion und unter geſtatteter Anweſenheit der 
1 in einem 14 Tage vorher zur oͤffentlichen Kenntniß gebrachten 

ermine. 


$. 10. 


Die Auszahlung der ausgelooſten Aktien erfolgt an dem dazu beſtimm— 
ten Tage durch die von der Direktion bekannt zu machenden Kaſſen nach dem 
Nominalwerthe an die Vorzeiger der Aktien gegen Auslieferung derſelben. Mit 
dieſem Tage hört die Verzinſung der ausgelooſten Aktien auf. Mit letzteren 
ſind zugleich die ausgereichten, noch nicht fälligen Zinskupons einzuliefern. Ge— 
ſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Ka⸗ 
pitale abgekuͤrzt und zur Einloͤſung der Kupons verwendet. 

Die im Wege der Amortiſation eingelöfeten Aktien ſollen in Gegenwart 
eines Notars verbrannt und, daß dies geſchehen, durch die öffentlichen Blätter 
bekannt gemacht werden. 

Die Aktien aber, welche in Folge der Rückforderung oder Kündigung außer⸗ 
halb der Amortiſation eingelöft werden, kann die Geſellſchaft fogleich wieder ver: 
ausgaben. (vid. H. 12.) 


$. 11. 
An den Dividenden nehmen dieſe Prioritaͤtsaktien keinen Antheil. Da⸗ 
gegen 
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gegen erhalten die ihnen zuſtehenden 4 Prozent Zinſen das Vorrecht vor allen 
uͤbrigen vorhandenen Aktien dergeſtalt, daß die Zinſen der erſtern bei der jaͤhr⸗ 
lichen Einnahme vor den Zinſen und den Dividenden der aͤltern Aktien in Ab- 
zug gebracht werden. Auch den Kapitalien der Prioritaͤtsaktien ſteht daſſelbe 
Vorzugsrecht vor den Kapitalien der aͤltern Aktien zu. 


. . 

Obgleich die Inhaber der Prioritaͤtsaktien, als ſolche, Mitglieder der 
Eiſenbahngeſellſchaft find und ihnen kein Kuͤndigungsrecht zuſteht, fo ſollen fie 
doch in folgenden Faͤllen den Nennwerth dieſer Aktien, unter Ausſcheidung aus 
der Geſellſchaft, von derſelben zuruͤckzufordern berechtigt ſein: 

a) wenn ein Zinszahlungstermin länger als drei Monate unberichtigt bleibt; 
b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn mit Dampfwagen laͤnger 
als 6 Monate ganz aufhoͤrt. 
Es verſteht ſich von ſelbſt, daß eine Verſetzung in Verzug in geſetz⸗ 
licher Form vorhergehen muß, ehe von dem, im gegenwaͤrtigen RER 
zugeftandenen Rechte Gebrauch gemacht werden kann. 


H. 13. 

Die in dem H. 9. und 10. vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachun⸗ 
gen erfolgen durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Duͤſſeldorf, 
die Staatszeitung, die Frankfurter Oberpoſtamtszeitung, ſowie durch die in Cöln, 
Duͤſſeldorf und Elberfeld erſcheinenden Zeitungen. 

F. 14. 

Die Inhaber der Prioritaͤtsaktien ſind zwar berechtigt, an den General⸗ 

verſammlungen Theil zu nehmen, find aber weder ſtimm- noch wahlfähig. 
$. 15. 

Alle durch den gegenwaͤrtigen Nachtrag nicht geaͤnderten Beſtimmungen 
des Geſellſchaftsſtatuts vom 23. September 1837. finden auch auf die gegen- 
waͤrtig zu emittirenden Prioritaͤtsaktien Anwendung. i 

Duͤſſeldorf, den 9. April 1842. 

Der Verwaltungs-Rath der Düſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn 


Im Auftrage: Der Praͤſident des Verwaltungsraths 
von Sybel. 


(Nr, 2878.) 53 * Schema 
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Schema A. 
Prioritäts- Aktie 
der 
Düffeldorf- Elberfelder Eiſenbahn-Geſellſchaft. 


MB 2 2 
über 
Einhundert Thaler Preußiſch Kurant 
a 4 Prozent jährliche Zinſen. 


Inhaber dieſes hat auf Höhe von Einhundert Thalern Preußiſch Ku⸗ 
rant Antheil an dem in Gemaͤßheit Allerhoͤchſter Genehmigung und nach den 
Beſtimmungen des umſtehenden Statuten ⸗Nachtrages emittirten Kapital von 
e e ee e Thalern Prioritäts - Aktien der Düffeldorf - Elberfelder 
Eiſenbahn-Geſellſchaft. 

Duͤſſeldorf, den ten 184 


1 Die Direktion 
der Düſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn-Geſellſchaft. 


(Unterſchriften.) 
Prioritäts-Aktie Ne Serie M 1. Zinskupon M 1. 


Inhaber dieſes Kupons erhält gegen deſſen Rückgabe am 
184 aus der Kaffe der Duͤſſeldorf⸗Elberfelder Eiſenbahn-Geſellſchaft ... 
Thaler Silbergroſchen Preußiſch Kurant ausgezahlt. 
Duͤſſeldorf, den ten 184 
(J. S.) Die Direktion 
der Düſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn-Geſellſchaft. 
(Unterſchriften.) g 


(Zu Nr. 2878 d.) Allerhoͤchſte Beſtaͤtigungsurkunde vom 19. Auguſt 1844. des dritten Nach—⸗ 
trags zu dem Statute der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eifenbahngefellfchaft. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

wollen, nachdem von der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn-Geſellſchaft in den 

Generalverſammlungen vom 14. Oktober und 30. Dezember v. J. die in der 

Anlage enthaltenen Beſchluͤſſe gefaßt worden, dieſen Beſchluͤſſen hierdurch, 155 

E 
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behaltlich der Rechte jedes Dritten, Unſere Beſtaͤtigung mit der Maaßgabe 
ertheilen, daß es bei der Beſtimmung des H. 8. des Statuts, wonach der Re⸗ 
ſervefonds nicht über 100,000 Rthlr. betra en darf, fuͤr jetzt ſein Bewenden 
behält, und die in Anregung gekommene Erhöhung dieſes Fonds der ſtatut⸗ 
maͤßigen Beſchlußfaſſung vorbehalten bleibt. 

Die gegenwaͤrtige Urkunde iſt nebſt der Anlage durch das Amtsblatt 
Unſerer Regierung zu Duͤſſeldorf bekannt zu machen. 

Gegeben zu Erdmannsdorf, den 19. Auguſt 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Muͤhler. Flottwell. 


Dritter Nachtrag 
zu dem Statut der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft. 


1) Zuſatz zu $. 7. des Statuts. 


Vom 1. Januar 1844. an werden Dividenden anſtatt der Zinſen unter die 
Stammaktionaire vertheilt. Die Zahlung erfolgt auf Grund eines Beſchluſſes 
der Generalverſammlung, welche im Aten Quartal eines jeden auf das be- 
treffende Betriebsjahr folgenden Jahres abgehalten wird, und nach den naͤheren 
von der Direktion zu erlaſſenden Beſtimmungen: 

Unter Dividende wird derjenige Theil der geſammten Betriebseinnahme 
eines Jahres verſtanden, welcher uͤbrig bleibt nach Abzug: 

1) der geſammten Verwaltungs-, Unterhaltungs- und Betriebskoſten; 
2) der Zinſen der Prioritaͤtsaktien; 
3) = zur ſtatutenmaͤßigen Amortiſation der Prioritaͤtsaktien erforderlichen 
ummen; 
4) des zur Ergänzung des Reſervefonds feſtgeſetzten ($. 8.) Betrags; 
5) der den Direktorialraͤthen ſtatutenmaͤßig (§. 18.) gehuͤhrenden Tan⸗ 
tièmen. 


2) Aufhebung des F. 8. des Statuts und ſtatt deſſen folgende 
Beſtimmung: 

Fuͤr unvorhergeſehene Ausgaben, Verbeſſerungen an der Eiſenbahn u. ſ. w., 
ſowie zur Erneuerung des Inventars, ſo weit dieſelbe nicht aus den Unterhal- 
tungs- und Betriebsfonds beſtritten werden kann, wird fortwährend ein Re- 
ſervefonds erhalten, deſſen Hoͤhe jedoch den Betrag von 150,000 Rthlr. nie⸗ 
mals uͤberſteigen darf. Die aus der Betriebseinnahme zur Ergaͤnzung und 
Verſtaͤrkung des Reſervefonds jährlich zu entnehmenden Beträge werden auf 
den Antrag der Direktion von dem Verwaltungsrathe feſtgeſetzt, und duͤrfen 
ohne Genehmigung der Generalverſammlung die Summe von 10,000 Rthlr. 
nicht uͤberſchreiten. 

Gr, 2878.) In 


> 
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In Folge Reſkripts Seiner Excellenz des Herrn Finanzminiſters vom 
31. Auguſt d. J. wird vorſtehende Allerhoͤchſte N che ig des dritten 
Nachtrags zu dem Statut der Duͤſſeldorf⸗Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft hier⸗ 
mit zur Öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Duͤſſeldorf, den 7. September 1844. 


Der Regierungspraͤſident und Königliche Kommiſſarius. 
von Spiegel. 


(Zu Nr. 28786.) Allerhoͤchſte Beſtaͤtigungsurkunde vom 8. Januar 1847. des vieren Nach- 
trags zu dem Statut der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. dc. 
Nachdem die Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft nach Inhalt der 
Uns vorgelegten Verhandlungen der Generalverſammlungen vom 1. Oktober 
1845. und 13. Mai 1846. beſchloſſen hat, 
a) das Maximum des Reſervefonds von 100,000 Rthlr., wie ſolches im 
F. 8. des von Uns unter dem 23. September 1837. beſtaͤtigten Statu⸗ 
tes feſtgeſetzt worden iſt, auf 150,000 Rthlr. zu erhöhen; 
b) die Ausuͤbung des Stimmrechtes in den Generalverſammlungen den in 
der Anlage enthaltenen Beſchraͤnkungen zu unterwerfen, 

A wollen Wir, unter Aufhebung der, Unſerer Beſtaͤtigungsurkunde vom 19. Au⸗ 
guft 1844. in Betreff des Reſervefonds beigefügten Maaßgabe zu den erwaͤhn⸗ 
ten Beſchluͤſſen Unſere Genehmigung ertheilen, und den in der obigen Anlage 
enthaltenen Nachtrag zu dem unter dem 23. September 1837. beſtaͤtigten 
Statute hiermit beftätigen. 

Die gegenwärtige Urkunde nebſt der Anlage iſt durch das Amtsblatt der 
Regierung zu Duͤſſeldorf bekannt zu machen. 
Gegeben Berlin, den 8. Januar 1847. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Ühden. von Duͤesberg. 


Vierter Nachtrag 
zu dem Statut der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahngeſellſchaft. 


Statt des H. 10. des Statutes und des in der Generalverſammlung 
vom 23. Juni 1840. beſchloſſenen Zuſatzes zu demſelben: 
Stimmberechtigt in der Generalverſammlung iſt jeder Beſitzer von 
drei Aktien; doch kann kein Aktionair mehr als fünf Stimmen fuͤh⸗ 
ren. Sechs Aktien gewaͤhren zwei Stimmen, zwoͤlf Aktien drei Stim⸗ 
men, 


u. 


men, vier und zwanzig Aktien vier Stimmen und acht und vierzig 
oder mehr Aktien nur fünf Stimmen. Bei Feſiſtellung der Stimm— 
berechtigung werden die eigenen Aktien mit denen der Vollmachtgeber 
zuſammengezaͤhlt. 
Zur Ausuͤbung des Stimmrechts iſt erforderlich, daß der betreffende Ak— 
tionair ſeinen Aktienbeſitz mindeſtens ſechs Wochen vor der Generalverſamm— 
lung durch Vorzeigung der Aktien oder eines der Direktion als genuͤgend er⸗ 
ſcheinenden Zeugniſſes uͤber den Beſitz derſelben nachgewieſen und in das dafuͤr 
beſtimmte Regiſter hat einſchreiben laſſen. Außerdem muß in der unten (F. 12.) 
beſtimmten Friſt der Nachweis, daß der Aktienbeſitz noch fo beſteht, wie er 
eingetragen iſt, allemal erneuert werden. 


(Nr. 2879.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 26. Juli 1847. über die Anwendung der beſte— 
henden Sporteltaxen auf die neueren Prozeßverordnungen. 


A. Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 22. Juni d. J. beſtimme Ich 
über die Anwendung der beſtehenden Sporteltaxen auf die neuern Prozeßver— 
ordnungen, was folgt: 

1) Die Sporteltare vom 9. Oktober 1833. mit ihren Ergänzungen und 
Erläuterungen findet ſowohl fuͤr Gerichte als ai eee uͤberall 
Anwendung, wo der Verordnung vom 21. Juli 1846. zufolge, das im 
Titel II. der Verordnung vom 1. Juni 1833. und in den dieſen Titel 
ergaͤnzenden ſpaͤteren Beſtimmungen vorgeſchriebene Verfahren eintritt. 
Daſſelbe gilt von dem in der Verordnung vom 28. Juni 1844. fuͤr Ehe⸗ 
ſachen beſtimmten Verfahren. 

Dagegen bleiben in den uͤbrigen im H. 29. der Verordnung vom 
21. Juli 1846. bezeichneten beſonderen Prozeßarten, inſoweit fuͤr diefel- 
ben die fruͤheren Prozeßvorſchriften beibehalten ſind, die Beſtimmungen 
der Gebuͤhrentaxen vom 23. Auguſt 1815. auch ferner in Kraft. 

2) Fuͤr Repliken und Dupliken, welche nicht ſofort im Klagebeantwortungs- 

ermine von den Parteien aufgenommen werden — F. 7. der Verord— 
nung vom 21. Juli 1846 — haben die Gerichte und Juſtizkommiſſarien 
dieſelben Gebuͤhren zu fordern, wie fuͤr Klagen und Klagebeantwor— 
tungen. 

Wenn Klagebeantwortungen, Repliken oder Dupliken von Zufliz- 
kommiſſarien erſt in den dazu anberaumten Terminen uͤberreicht werden, 
und in dieſen Terminen ſonſt nichts zur Sache verhandelt wird, ſo koͤn— 
nen die Juſtizkommiſſarien nur fuͤr die gedachten Prozeßſchriften und 
nicht daneben auch fuͤr die Termine Gebuͤhren fordern. 

3) Der Gebuͤhrenſatz Nr. 4. Abſchnitt 2. der Gebührentare vom 9. Ok⸗ 
tober 1833. kann zwar auch dann liquidirt werden, wenn in dem Ter— 
mine ein Kontumazialprotokoll aufgenommen wird, faͤllt aber weg, wenn 

(Nr. 28782879.) darin 
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darin eine ſchriftliche Klagebeantwortung (F. 3. der Verordnung vom 
21. Juli 1846.) uͤberreicht und mit keiner Partei weiter verhandelt iſt. 

4) Bei Rechtsſtreitigkeiten im abgekuͤrzten Verfahren — F. 13. a. a. O. — 
ſind fuͤr den zur muͤndlichen Beantwortung und zugleich zur weiteren 
Verhandlung beſtimmten Termin die Koſten Nr. 6. Abſchnitt 2. der 
Gebührentare vom 9. Oktober 1833. zu entrichten. 

Juſtizkommiſſarien erhalten fuͤr eine ſchriftliche Beantwortung auch 
in dieſen Sachen die Gebuͤhrenſaͤtze wie im gewoͤhnlichen Verfahren. 

5) Bei kommiſſariſchen Eroͤrterungen — H. 14. der Verordnung vom 21. 

Juli 1846. — kommen ſowohl fuͤr Gerichte, als fuͤr Juſtizkommiſſarien, 

die Koſten nach den Gebührentaren vom 23. Auguſt 1815. Nr. 42. (40.) 

Abſchnitt 4. und beziehungsweiſe Nr. 19. Abſchnitt 1. fuͤr jeden Termin 

um Anſatz. 

In Bagatellſachen, welche nach §. 28. der Verordnung vom 21. Juli 

1846. durch ein Mandat ohne Widerſpruch erledigt werden, ſind die 

Koſten nach Abſchnitt 1. der Gebuͤhrentaxe vom 9. Oktober 1833. zu 

entrichten. 

7) Fuͤr eine fortgeſetzte mündliche Verhandlung, die wegen Weitläuftigkeit 
der Sache oder zum Zweck von Beweisaufnahmen vor dem erkennenden 
Richter hat erfolgen muͤſſen, find die Juſtizkommiſſarien dieſelben Ge- 
buͤhren, wie die Gerichte Nr. 11. Abſchnitt 2. der Gebührentare vom 
9. Oktober 1833. zu liquidiren befugt. 

8) In Beſchwerdeſachen kommen bei den Gerichten fuͤr Aufnahme von Be— 
ſchwerden die Sätze Nr. 2. Abſchnitt 5. der Gebuͤhrentaxe vom 23. 
Auguſt 1815. und fuͤr die Beſcheide die Saͤtze Nr. 2. Abſchnitt 2. der 
Gebührentare vom 9. Oktober 1833., dagegen bei den Juſtizkommiſſarien 
fuͤr Anfertigung der Beſchwerden die Saͤtze Nr. 8. Abſchnitt 1. der Ge⸗ 
buͤhrentare vom 23. Auguſt 1815. zur Anwendung. 

9) Juſtizkommiſſarien erhalten für die Unterzeichnung von Schriftſaͤtzen in 
der Regel die Hälfte der für Anfertigung derſelben beſtimmten Gebuͤh⸗ 
ren, jedoch kann der Betrag nach dem Maaße der Muͤhwaltung bis zu 
den vollen Saͤtzen erhoͤht werden. 

Sie, der Juſtizminiſter Uh den, haben die Gerichte nach vorſtehen⸗ 
den Beſtimmungen mit Anweiſung zu verſehen. 
Sansſouci, den 26. Juli 1847. 


Friedrich Wilhelm. 
An 
die Staats⸗Miniſter von Savigny, Ühden und von Duͤesberg. 
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